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Geltende Regelung Neufassung 

Artikel 1 (StPO) 

§ 58a 

(1) Die Vernehmung eines Zeugen kann auf Bild-Ton-Träger aufge-

zeichnet werden. Sie soll aufgezeichnet werden, wenn  

 

1. dies bei Personen unter 18 Jahren, die durch die Straftat ver-

letzt sind, zur Wahrung ihrer schutzwürdigen Interessen gebo-

ten ist oder 

2. zu besorgen ist, dass der Zeuge in der Hauptverhandlung nicht 

vernommen werden kann und die Aufzeichnung zur Erforschung 

der Wahrheit erforderlich ist 

 

§ 58a 

(1) Die Vernehmung eines Zeugen kann auf Bild-Ton-Träger aufge-

zeichnet werden. Sie soll als richterliche Vernehmung aufgezeichnet 

werden, wenn 

1. damit die schutzwürdigen Interessen von Personen, die als 

Kinder oder Jugendliche durch die Straftat verletzt worden 

sind, besser gewahrt werden können oder 

2. zu besorgen ist, dass der Zeuge in der Hauptverhandlung nicht 

vernommen werden kann und die Aufzeichnung zur Erforschung 

der Wahrheit erforderlich ist. 

§ 69  

(1) Der Zeuge ist zu veranlassen, das, was ihm von dem Gegenstand 

seiner Vernehmung bekannt ist, im Zusammenhang anzugeben. Vor 

seiner Vernehmung ist dem Zeugen der Gegenstand der Untersuchung 

und die Person des Beschuldigten, sofern ein solcher vorhanden ist, zu 

bezeichnen. 

(2) Zur Aufklärung und zur Vervollständigung der Aussage sowie zur 

Erforschung des Grundes, auf dem das Wissen des Zeugen beruht, 

sind nötigenfalls weitere Fragen zu stellen. 

 

§ 69 

(1) Der Zeuge ist zu veranlassen, das, was ihm von dem Gegenstand 

seiner Vernehmung bekannt ist, im Zusammenhang anzugeben. Vor 

seiner Vernehmung ist dem Zeugen der Gegenstand der Untersuchung 

und die Person des Beschuldigten, sofern ein solcher vorhanden ist, zu 

bezeichnen. 

(2) Zur Aufklärung und zur Vervollständigung der Aussage sowie zur 

Erforschung des Grundes, auf dem das Wissen des Zeugen beruht, 

sind nötigenfalls weitere Fragen zu stellen. Zeugen, die durch die 

Straftat verletzt sind, ist insbesondere Gelegenheit zu geben, sich 

zu den Auswirkungen, die die Tat auf sie hatte, zu äußern. 
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§ 140  

(1) Die Mitwirkung eines Verteidigers ist notwendig, wenn 

[Nummer 1…8] 

 

 

 

(2) In anderen Fällen bestellt der Vorsitzende auf Antrag oder von Amts 

wegen einen Verteidiger, wenn wegen der Schwere der Tat oder wegen 

der Schwierigkeit der Sach- oder Rechtslage die Mitwirkung eines Ver-

teidigers geboten erscheint oder wenn ersichtlich ist, dass sich der Be-

schuldigte nicht selbst verteidigen kann, namentlich, weil dem Verletz-

ten nach den §§ 397a und 406g Abs. 3 und 4 ein Rechtsanwalt beige-

ordnet worden ist.  

§ 140  

(1) Die Mitwirkung eines Verteidigers ist notwendig, wenn 

[Nummer 1…8] 

9. dem Verletzten nach den §§ 397a und 406g Absatz 3 und 4 ein 

Rechtsanwalt beigeordnet worden ist. 

 

(2) In anderen Fällen bestellt der Vorsitzende auf Antrag oder von Amts 

wegen einen Verteidiger, wenn wegen der Schwere der Tat oder wegen 

der Schwierigkeit der Sach- oder Rechtslage die Mitwirkung eines Ver-

teidigers geboten erscheint oder wenn ersichtlich ist, dass sich der Be-

schuldigte nicht selbst verteidigen kann, namentlich, weil dem Verletz-

ten nach den §§ 397a und 406g Abs. 3 und 4 ein Rechtsanwalt beige-

ordnet worden ist.  

§ 141 

(1) In den Fällen des § 140 Abs. 1 Nr. 1 bis 3, 5 bis 8 und Abs. 2 wird 

dem Angeschuldigten, der noch keinen Verteidiger hat, ein Verteidiger 

bestellt, sobald er gemäß § 201 zur Erklärung über die Anklageschrift 

aufgefordert worden ist. 

§ 141 

(1) In den Fällen des § 140 Abs. 1 Nr. 1 bis 3, 5 bis 9 und Abs. 2 wird 

dem Angeschuldigten, der noch keinen Verteidiger hat, ein Verteidiger 

bestellt, sobald er gemäß § 201 zur Erklärung über die Anklageschrift 

aufgefordert worden ist. 

§ 142 

(1) Vor der Bestellung eines Verteidigers soll dem Beschuldigten Gele-

genheit gegeben werden, innerhalb einer zu bestimmenden Frist einen 

Verteidiger seiner Wahl zu bezeichnen. Der Vorsitzende bestellt diesen, 

wenn dem kein wichtiger Grund entgegensteht. 

(2) In den Fällen des § 140 Abs. 1 Nr. 2 und 5 sowie des § 140 Abs. 2 

§ 142 

(1) Vor der Bestellung eines Verteidigers soll dem Beschuldigten Gele-

genheit gegeben werden, innerhalb einer zu bestimmenden Frist einen 

Verteidiger seiner Wahl zu bezeichnen. Der Vorsitzende bestellt diesen, 

wenn dem kein wichtiger Grund entgegensteht. 

(2) In den Fällen des § 140 Abs. 1 Nr. 2, 5 und 9 sowie des § 140 Abs. 
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können auch Rechtskundige, welche die vorgeschriebene erste Prü-

fung für den Justizdienst bestanden haben und darin seit mindestens 

einem Jahr und drei Monaten beschäftigt sind, für den ersten Rechts-

zug als Verteidiger bestellt werden, jedoch nicht bei dem Gericht, des-

sen Richter sie zur Ausbildung überwiesen sind. 

2 können auch Rechtskundige, welche die vorgeschriebene erste Prü-

fung für den Justizdienst bestanden haben und darin seit mindestens 

einem Jahr und drei Monaten beschäftigt sind, für den ersten Rechts-

zug als Verteidiger bestellt werden, jedoch nicht bei dem Gericht, des-

sen Richter sie zur Ausbildung überwiesen sind. 

§ 255a  

(2) In Verfahren wegen Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestim-

mung (§§ 174 bis 184g des Strafgesetzbuches) oder gegen das Leben 

(§§ 211 bis 222 des Strafgesetzbuches), wegen Misshandlung von 

Schutzbefohlenen (§ 225 des Strafgesetzbuches) oder wegen Strafta-

ten gegen die persönliche Freiheit nach den §§ 232 bis 233a des Straf-

gesetzbuches kann die Vernehmung eines Zeugen unter 18 Jahren 

durch die Vorführung der Bild-Ton-Aufzeichnung seiner früheren rich-

terlichen Vernehmung ersetzt werden, wenn der Angeklagte und sein 

Verteidiger Gelegenheit hatten, an dieser mitzuwirken.  

 

 

 

Eine ergänzende Vernehmung des Zeugen ist zulässig. 

§ 255a 

(2) In Verfahren wegen Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestim-

mung (§§ 174 bis 184g des Strafgesetzbuches) oder gegen das Leben 

(§§ 211 bis 222 des Strafgesetzbuches), wegen Misshandlung von 

Schutzbefohlenen (§ 225 des Strafgesetzbuches) oder wegen Strafta-

ten gegen die persönliche Freiheit nach den §§ 232 bis 233a des Straf-

gesetzbuches kann die Vernehmung eines Zeugen unter 18 Jahren 

durch die Vorführung der Bild-Ton-Aufzeichnung seiner früheren rich-

terlichen Vernehmung ersetzt werden, wenn der Angeklagte und sein 

Verteidiger Gelegenheit hatten, an dieser mitzuwirken. Dies gilt auch 

für Zeugen, die Verletzte einer dieser Straftaten sind und zur Zeit 

der Tat unter 18 Jahre alt waren. Das Gericht hat bei seiner Ent-

scheidung nach Satz 1 auch die schutzwürdigen Interessen des 

Zeugen zu berücksichtigen. Eine ergänzende Vernehmung des Zeu-

gen ist zulässig. 

§ 397a 

(1) Dem Nebenkläger ist auf seinen Antrag ein Rechtsanwalt als Bei-

stand zu bestellen, wenn er 

1. durch ein Verbrechen nach den §§ 176a, 177, 179, 232 und 233 

§ 397a 

(1) Dem Nebenkläger ist auf seinen Antrag ein Rechtsanwalt als Bei-

stand zu bestellen, wenn er 

1. durch ein Verbrechen nach den §§ 176a, 177, 179, 232 und 233 
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des Strafgesetzbuches verletzt ist, 

2. durch eine versuchte rechtswidrige Tat nach den §§ 211 und 

212 des Strafgesetzbuches verletzt oder Angehöriger eines 

durch eine rechtswidrige Tat Getöteten im Sinne des § 395 Ab-

satz 2 Nummer 1 ist, 

3. durch ein Verbrechen nach den §§ 226, 234 bis 235, 238 bis 

239b, 249, 250, 252, 255 und 316a des Strafgesetzbuches ver-

letzt ist, das bei ihm zu schweren körperlichen oder seelischen 

Schäden geführt hat oder voraussichtlich führen wird, oder 

 

 

 

 

 

4. durch eine rechtswidrige Tat nach den §§ 174 bis 182, 221, 225, 

226, 232 bis 235, 238 Absatz 2 und 3, §§ 239a, 239b, 240 Ab-

satz 4, §§ 249, 250, 252, 255 und 316a des Strafgesetzbuches 

verletzt ist und er bei Antragstellung das 18. Lebensjahr noch 

nicht vollendet hat oder seine Interessen selbst nicht ausrei-

chend wahrnehmen kann. 

(2) Liegen die Voraussetzungen für eine Bestellung nach Absatz 1 nicht 

vor, so ist dem Nebenkläger für die Hinzuziehung eines Rechtsanwalts 

auf Antrag Prozesskostenhilfe nach denselben Vorschriften wie in bür-

gerlichen Rechtsstreitigkeiten zu bewilligen, wenn er seine Interessen 

des Strafgesetzbuches verletzt ist, 

2. durch eine versuchte rechtswidrige Tat nach den §§ 211 und 

212 des Strafgesetzbuches verletzt oder Angehöriger eines 

durch eine rechtswidrige Tat Getöteten im Sinne des § 395 Ab-

satz 2 Nummer 1 ist, 

3. durch ein Verbrechen nach den §§ 226, 234 bis 235, 238 bis 

239b, 249, 250, 252, 255 und 316a des Strafgesetzbuches ver-

letzt ist, das bei ihm zu schweren körperlichen oder seelischen 

Schäden geführt hat oder voraussichtlich führen wird, oder 

4. durch eine rechtswidrige Tat nach den §§ 174 bis 182 und 

225 des Strafgesetzbuches verletzt ist und er zur Zeit der 

Tat das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet hatte oder sei-

ne Interessen selbst nicht ausreichend wahrnehmen kann, 

oder 

5. durch eine rechtswidrige Tat nach den §§ 174 bis 182, 221, 225, 

226, 232 bis 235, 238 Absatz 2 und 3, §§ 239a, 239b, 240 Ab-

satz 4, §§ 249, 250, 252, 255 und 316a des Strafgesetzbuches 

verletzt ist und er bei Antragstellung das 18. Lebensjahr noch 

nicht vollendet hat oder seine Interessen selbst nicht ausrei-

chend wahrnehmen kann. 

(2) Liegen die Voraussetzungen für eine Bestellung nach Absatz 1 nicht 

vor, so ist dem Nebenkläger für die Hinzuziehung eines Rechtsanwalts 

auf Antrag Prozesskostenhilfe nach denselben Vorschriften wie in bür-

gerlichen Rechtsstreitigkeiten zu bewilligen, wenn er seine Interessen 
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selbst nicht ausreichend wahrnehmen kann oder ihm dies nicht zuzu-

muten ist. § 114 Satz 1 zweiter Halbsatz und § 121 Absatz 1 bis 3 der 

Zivilprozessordnung sind nicht anzuwenden. 

(3) Anträge nach den Absätzen 1 und 2 können schon vor der Erklä-

rung des Anschlusses gestellt werden. Über die Bestellung des 

Rechtsanwalts, für die § 142 Absatz 1 entsprechend gilt, und die Bewil-

ligung der Prozesskostenhilfe entscheidet der Vorsitzende des mit der 

Sache befassten Gerichts. In den Fällen des Absatzes 2 ist die Ent-

scheidung unanfechtbar. 

 

selbst nicht ausreichend wahrnehmen kann oder ihm dies nicht zuzu-

muten ist. § 114 Satz 1 zweiter Halbsatz und § 121 Absatz 1 bis 3 der 

Zivilprozessordnung sind nicht anzuwenden. 

(3) Anträge nach den Absätzen 1 und 2 können schon vor der Erklä-

rung des Anschlusses gestellt werden. Über die Bestellung des 

Rechtsanwalts, für die § 142 Absatz 1 entsprechend gilt, und die Bewil-

ligung der Prozesskostenhilfe entscheidet der Vorsitzende des mit der 

Sache befassten Gerichts. In den Fällen des Absatzes 2 ist die Ent-

scheidung unanfechtbar. 

§ 406d 

(2) Dem Verletzten ist auf Antrag mitzuteilen, ob  

1. dem Verurteilten die Weisung erteilt worden ist, zu dem Verletz-

ten keinen Kontakt aufzunehmen oder mit ihm nicht zu verkeh-

ren; 

2. freiheitsentziehende Maßnahmen gegen den Beschuldigten 

oder den Verurteilten angeordnet oder beendet oder ob erstma-

lig Vollzugslockerungen oder Urlaub gewährt werden, wenn er 

ein berechtigtes Interesse darlegt und kein überwiegendes 

schutzwürdiges Interesse des Betroffenen am Ausschluss der 

Mitteilung vorliegt; in den in § 395 Absatz 1 Nummer 1 bis 5 ge-

nannten Fällen sowie in den Fällen des § 395 Absatz 3, in de-

nen der Verletzte zur Nebenklage zugelassen wurde, bedarf es 

der Darlegung eines berechtigten Interesses nicht. 

§ 406d 

(2) Dem Verletzten ist auf Antrag mitzuteilen, ob  

1. dem Verurteilten die Weisung erteilt worden ist, zu dem Verletz-

ten keinen Kontakt aufzunehmen oder mit ihm nicht zu verkeh-

ren; 

2. freiheitsentziehende Maßnahmen gegen den Beschuldigten 

oder den Verurteilten angeordnet oder beendet oder ob erstma-

lig Vollzugslockerungen oder Urlaub gewährt werden, wenn er 

ein berechtigtes Interesse darlegt und kein überwiegendes 

schutzwürdiges Interesse des Betroffenen am Ausschluss der 

Mitteilung vorliegt; in den in § 395 Absatz 1 Nummer 1 bis 5 ge-

nannten Fällen sowie in den Fällen des § 395 Absatz 3, in de-

nen der Verletzte zur Nebenklage zugelassen wurde, bedarf es 

der Darlegung eines berechtigten Interesses nicht.; 
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 3. dem Verurteilten erneut Vollzugslockerung oder Urlaub ge-

währt wird, wenn dafür ein berechtigtes Interesse dargelegt 

oder ersichtlich ist und kein überwiegendes schutzwürdi-

ges Interesse des Verurteilten am Ausschluss der Mittei-

lung vorliegt. 

Artikel 2 (GVG) 

§ 24 

(1) In Strafsachen sind die Amtsgerichte zuständig, wenn nicht 

1. die Zuständigkeit des Landgerichts nach § 74 Abs. 2 oder § 74a 

oder des Oberlandesgerichts nach § 120 begründet ist, 

2. im Einzelfall eine höhere Strafe als vier Jahre Freiheitsstrafe 

oder die Unterbringung des Beschuldigten in einem psychiatri-

schen Krankenhaus, allein oder neben einer Strafe, oder in der 

Sicherungsverwahrung (§§ 66 bis 66b des Strafgesetzbuches) 

zu erwarten ist oder 

3. die Staatsanwaltschaft wegen der besonderen Schutzbedürftig-

keit von Verletzten der Straftat, die als Zeugen in Betracht 

kommen, des besonderen Umfangs oder der besonderen Be-

deutung des Falles Anklage beim Landgericht erhebt. 

§ 24 

(1) In Strafsachen sind die Amtsgerichte zuständig, wenn nicht 

1. die Zuständigkeit des Landgerichts nach § 74 Abs. 2 oder § 74a 

oder des Oberlandesgerichts nach § 120 begründet ist, 

2. im Einzelfall eine höhere Strafe als vier Jahre Freiheitsstrafe 

oder die Unterbringung des Beschuldigten in einem psychiatri-

schen Krankenhaus, allein oder neben einer Strafe, oder in der 

Sicherungsverwahrung (§§ 66 bis 66b des Strafgesetzbuches) 

zu erwarten ist oder 

3. die Staatsanwaltschaft wegen der besonderen Schutzbedürftig-

keit von Verletzten der Straftat, die als Zeugen in Betracht 

kommen, des besonderen Umfangs oder der besonderen Be-

deutung des Falles Anklage beim Landgericht erhebt. 

Eine besondere Schutzbedürftigkeit nach Satz 1 Nummer 3 liegt 

insbesondere vor, wenn zu erwarten ist, dass die Vernehmung für 

den Verletzten mit einer besonderen Belastung verbunden sein 

wird, und deshalb mehrfache Vernehmungen vermieden werden 

sollten. 
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§ 26 

(1) Für Straftaten Erwachsener, durch die ein Kind oder ein Jugendli-

cher verletzt oder unmittelbar gefährdet wird, sowie für Verstöße Er-

wachsener gegen Vorschriften, die dem Jugendschutz oder der Ju-

genderziehung dienen, sind neben den für allgemeine Strafsachen zu-

ständigen Gerichten auch die Jugendgerichte zuständig. Die §§ 24 und 

25 gelten entsprechend. 

(2) In Jugendschutzsachen soll der Staatsanwalt Anklage bei den Ju-

gendgerichten nur erheben, wenn in dem Verfahren Kinder oder Ju-

gendliche als Zeugen benötigt werden oder wenn aus sonstigen Grün-

den eine Verhandlung vor dem Jugendgericht zweckmäßig erscheint. 

 

§ 26 

(1) Für Straftaten Erwachsener, durch die ein Kind oder ein Jugendli-

cher verletzt oder unmittelbar gefährdet wird, sowie für Verstöße Er-

wachsener gegen Vorschriften, die dem Jugendschutz oder der Ju-

genderziehung dienen, sind neben den für allgemeine Strafsachen zu-

ständigen Gerichten auch die Jugendgerichte zuständig. Die §§ 24 und 

25 gelten entsprechend. 

(2) In Jugendschutzsachen soll die Staatsanwaltschaft Anklage bei 

den Jugendgerichten erheben, wenn damit die schutzwürdigen 

Interessen von Kindern oder Jugendlichen, die in dem Verfahren 

als Zeugen benötigt werden, besser gewahrt werden können. Im 

Übrigen soll die Staatsanwaltschaft Anklage bei den Jugendge-

richten nur erheben, wenn aus sonstigen Gründen eine Verhand-

lung vor dem Jugendgericht zweckmäßig erscheint. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für die Beantragung 

gerichtlicher Untersuchungshandlungen im Ermittlungsverfahren. 

§ 171b 

(1) Die Öffentlichkeit kann ausgeschlossen werden, soweit Umstände 

aus dem persönlichen Lebensbereich eines Prozeßbeteiligten, Zeugen 

oder durch eine rechtswidrige Tat (§ 11 Abs. 1 Nr. 5 des Strafgesetzbu-

ches) Verletzten zur Sprache kommen, deren öffentliche Erörterung 

schutzwürdige Interessen verletzen würde, soweit nicht das Interesse 

an der öffentlichen Erörterung dieser Umstände überwiegt. 

 

§ 171b 

(1) Die Öffentlichkeit kann ausgeschlossen werden, soweit Umstände 

aus dem persönlichen Lebensbereich eines Prozeßbeteiligten, Zeugen 

oder durch eine rechtswidrige Tat (§ 11 Abs. 1 Nr. 5 des Strafgesetzbu-

ches) Verletzten zur Sprache kommen, deren öffentliche Erörterung 

schutzwürdige Interessen verletzen würde, soweit nicht das Interesse 

an der öffentlichen Erörterung dieser Umstände überwiegt. Die beson-

deren Belastungen, die für Kinder und Jugendliche mit einer öf-
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Dies gilt nicht, soweit die Personen, deren Lebensbereiche betroffen 

sind, in der Hauptverhandlung dem Ausschluß der Öffentlichkeit wider-

sprechen. 

(2) Die Öffentlichkeit ist auszuschließen, wenn die Voraussetzungen 

des Absatzes 1 Satz 1 vorliegen und der Ausschluß von der Person, 

deren Lebensbereich betroffen ist, beantragt wird. 

(3) Die Entscheidungen nach den Absätzen 1 und 2 sind unanfechtbar. 

fentlichen Verhandlung verbunden sein können, sind dabei zu be-

rücksichtigen. Dies gilt nicht, soweit die Personen, deren Lebensbe-

reiche betroffen sind, in der Hauptverhandlung dem Ausschluß der Öf-

fentlichkeit widersprechen. 

(2) Die Öffentlichkeit ist auszuschließen, wenn die Voraussetzungen 

des Absatzes 1 Satz 1 vorliegen und der Ausschluß von der Person, 

deren Lebensbereich betroffen ist, beantragt wird. 

(3) Die Entscheidungen nach den Absätzen 1 und 2 sind unanfechtbar. 

Artikel 3 (JGG) 

§ 36  

Für Verfahren, die zur Zuständigkeit der Jugendgerichte gehören, wer-

den Jugendstaatsanwälte bestellt. 

 

§ 36  

(1) Für Verfahren, die zur Zuständigkeit der Jugendgerichte gehören, 

werden Jugendstaatsanwälte bestellt. Richter auf Probe und Beamte 

auf Probe dürfen im ersten Jahr nach ihrer Ernennung nicht zum 

Jugendstaatsanwalt bestellt werden; sie dürfen in dieser Zeit die 

Sitzungsvertretung in Verfahren vor den Jugendgerichten nur un-

ter Aufsicht und im Beisein eines Jugendstaatsanwalts wahrneh-

men. 

(2) Jugendstaatsanwaltliche Aufgaben dürfen Amtsanwälten nicht 

übertragen werden. Die Sitzungsvertretung in Verfahren vor den 

Jugendgerichten dürfen Referendare nur unter Aufsicht und im 

Beisein eines Jugendstaatsanwalts wahrnehmen. 

§ 37  

Die Richter bei den Jugendgerichten und die Jugendstaatsanwälte sol-

len erzieherisch befähigt und in der Jugenderziehung erfahren sein. 

§ 37  

(1) Die Richter bei den Jugendgerichten und die Jugendstaatsanwälte 

sollen erzieherisch befähigt und in der Jugenderziehung erfahren sein. 
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 Sie sollen über belegbare Kenntnisse auf den Gebieten der Krimi-

nologie, Pädagogik und Sozialpädagogik sowie der Jugendpsy-

chologie verfügen. Einem Richter oder Staatsanwalt, dessen 

Kenntnisse auf diesen Gebieten nicht belegt sind, dürfen die Auf-

gaben eines Jugendrichters oder Jugendstaatsanwalts erstmals 

zunächst nur für ein Jahr zugewiesen werden und nur, wenn der 

Erwerb der Kenntnisse alsbald zu erwarten ist. Im Fall des Satzes 

3 darf die Zuweisung nur verlängert werden, wenn innerhalb des 

ersten Jahres die Wahrnehmung von einschlägigen Fortbildungs-

angeboten nachgewiesen oder eine anderweitige einschlägige 

Weiterqualifizierung glaubhaft gemacht werden kann. 

(2) Von den Anforderungen des Absatzes 1 kann bei Richtern und 

Staatsanwälten, die nur im Bereitschaftsdienst zur Wahrnehmung 

jugendgerichtlicher oder jugendstaatsanwaltlicher Aufgaben ein-

gesetzt werden, abgewichen werden, wenn andernfalls ein ord-

nungsgemäßer und den betroffenen Richtern und Staatsanwälten 

zumutbarer Betrieb des Bereitschaftsdiensts nicht gewährleistet 

wäre. 

(3) Als Jugendrichter beim Amtsgericht oder als Vorsitzender ei-

ner Jugendkammer sollen Personen eingesetzt werden, die min-

destens ein Jahr lang zum überwiegenden Teil ihrer dienstlichen 

Tätigkeit jugendgerichtliche oder jugendstaatsanwaltliche Aufga-

ben wahrgenommen haben. Davon kann bei Richtern, die nur im 

Bereitschaftsdienst Geschäfte des Jugendrichters wahrnehmen, 
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abgewichen werden. Ein Richter auf Probe darf im ersten Jahr 

nach seiner Ernennung Geschäfte des Jugendrichters nicht wahr-

nehmen. 

Art. 4 (BGB) 

§ 197 

(1) In 30 Jahren verjähren, soweit nicht ein anderes bestimmt ist, 

 

 

 

1. Herausgabeansprüche aus Eigentum, anderen dinglichen Rech-

ten, den §§ 2018, 2130 und 2362 sowie die Ansprüche, die der 

Geltendmachung der Herausgabeansprüche dienen, 

2. (weggefallen) 

3. rechtskräftig festgestellte Ansprüche, 

4. Ansprüche aus vollstreckbaren Vergleichen oder vollstreckbaren 

Urkunden, 

5. Ansprüche, die durch die im Insolvenzverfahren erfolgte Fest-

stellung vollstreckbar geworden sind, und 

6. Ansprüche auf Erstattung der Kosten der Zwangsvollstreckung. 

 

(2) Soweit Ansprüche nach Absatz 1 Nr. 3 bis 5 künftig fällig werdende 

regelmäßig wiederkehrende Leistungen zum Inhalt haben, tritt an die 

Stelle der Verjährungsfrist von 30 Jahren die regelmäßige Verjährungs-

frist. 

§ 197 

(1) In 30 Jahren verjähren, soweit nicht ein anderes bestimmt ist, 

1. Schadenersatzansprüche, die auf der vorsätzlichen Verlet-

zung des Lebens, des Körpers, der Gesundheit, der Freiheit 

oder der sexuellen Selbstbestimmung beruhen, 

2. Herausgabeansprüche aus Eigentum, anderen dinglichen Rech-

ten, den §§ 2018, 2130 und 2362 sowie die Ansprüche, die der 

Geltendmachung der Herausgabeansprüche dienen, 

 

3. rechtskräftig festgestellte Ansprüche, 

4. Ansprüche aus vollstreckbaren Vergleichen oder vollstreckbaren 

Urkunden, 

5. Ansprüche, die durch die im Insolvenzverfahren erfolgte Fest-

stellung vollstreckbar geworden sind, und 

6. Ansprüche auf Erstattung der Kosten der Zwangsvollstreckung. 

 

(2) Soweit Ansprüche nach Absatz 1 Nr. 3 bis 5 künftig fällig werdende 

regelmäßig wiederkehrende Leistungen zum Inhalt haben, tritt an die 

Stelle der Verjährungsfrist von 30 Jahren die regelmäßige Verjährungs-

frist. 
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§ 207 Hemmung der Verjährung aus familiären und ähnlichen Gründen 

(1) Die Verjährung von Ansprüchen zwischen Ehegatten ist gehemmt, 

solange die Ehe besteht. Das Gleiche gilt für Ansprüche zwischen  

1. Lebenspartnern, solange die Lebenspartnerschaft besteht, 

2. dem Kind und  

a) seinen Eltern oder 

b) dem Ehegatten oder Lebenspartner eines Elternteils 

bis zur Vollendung des 21. Lebensjahres des Kindes, 

3. dem Vormund und dem Mündel während der Dauer des Vor-

mundschaftsverhältnisses, 

4. dem Betreuten und dem Betreuer während der Dauer des 

Betreuungsverhältnisses und 

5. dem Pflegling und dem Pfleger während der Dauer der Pfleg-

schaft. 

Die Verjährung von Ansprüchen des Kindes gegen den Beistand ist 

während der Dauer der Beistandschaft gehemmt. 

(2) § 208 bleibt unberührt. 

 

§ 207 Hemmung der Verjährung aus familiären und ähnlichen Gründen 

(1) Die Verjährung von Ansprüchen zwischen Ehegatten ist gehemmt, 

solange die Ehe besteht. Das Gleiche gilt für Ansprüche zwischen  

1. Lebenspartnern, solange die Lebenspartnerschaft besteht, 

2. dem Kind und  

a) seinen Eltern oder 

b) dem Ehegatten oder Lebenspartner eines Elternteils 

bis zur Vollendung des 21. Lebensjahres des Kindes, 

3. dem Vormund und dem Mündel während der Dauer des Vor-

mundschaftsverhältnisses, 

4. dem Betreuten und dem Betreuer während der Dauer des 

Betreuungsverhältnisses und 

5. dem Pflegling und dem Pfleger während der Dauer der Pfleg-

schaft. 

Die Verjährung von Ansprüchen des Kindes gegen den Beistand ist 

während der Dauer der Beistandschaft gehemmt. 

(2) § 208 bleibt unberührt. 

 

§ 208  

Die Verjährung von Ansprüchen wegen Verletzung der sexuellen 

Selbstbestimmung ist bis zur Vollendung des 21. Lebensjahrs des 

Gläubigers gehemmt. Lebt der Gläubiger von Ansprüchen wegen Ver-

letzung der sexuellen Selbstbestimmung bei Beginn der Verjährung mit 

dem Schuldner in häuslicher Gemeinschaft, so ist die Verjährung auch 

§ 208  

Die Verjährung von Ansprüchen wegen Verletzung der sexuellen 

Selbstbestimmung ist bis zur Vollendung des 21. Lebensjahrs des 

Gläubigers gehemmt. Lebt der Gläubiger von Ansprüchen wegen Ver-

letzung der sexuellen Selbstbestimmung bei Beginn der Verjährung mit 

dem Schuldner in häuslicher Gemeinschaft, so ist die Verjährung auch 
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bis zur Beendigung der häuslichen Gemeinschaft gehemmt. 

 

bis zur Beendigung der häuslichen Gemeinschaft gehemmt 

Art. 6 (Folgeänderungen) 

§ 117a BRAO 

Auf die Verteidigung im anwaltsgerichtlichen Verfahren ist § 140 Abs. 1 

Nr. 1 bis 3, 6 und 7 der Strafprozeßordnung nicht anzuwenden 

§ 117a BRAO 

Auf die Verteidigung im anwaltsgerichtlichen Verfahren ist § 140 Abs. 1 

Nr. 1 bis 3, 6, 7 und 9 der Strafprozeßordnung nicht anzuwenden 

§ 100 Verteidigung PAO 

(1) Zu Verteidigern im berufsgerichtlichen Verfahren können außer den 

in § 138 Abs. 1 der Strafprozeßordnung genannten Personen auch Pa-

tentanwälte gewählt werden. Patentanwaltsgesellschaften können nicht 

zu Verteidigern gewählt werden. 

(2) § 140 Abs. 1 Nr. 1 bis 3, 6 und 7 der Strafprozeßordnung ist im be-

rufsgerichtlichen Verfahren nicht anzuwenden. 

 

§ 100 Verteidigung PAO 

(1) Zu Verteidigern im berufsgerichtlichen Verfahren können außer den 

in § 138 Abs. 1 der Strafprozeßordnung genannten Personen auch Pa-

tentanwälte gewählt werden. Patentanwaltsgesellschaften können nicht 

zu Verteidigern gewählt werden. 

(2) § 140 Abs. 1 Nr. 1 bis 3, 6, 7 und 9 der Strafprozeßordnung ist im 

berufsgerichtlichen Verfahren nicht anzuwenden. 

 

§ 107 StBerG 

(1) Zu Verteidigern im berufsgerichtlichen Verfahren vor dem Landge-

richt und vor dem Oberlandesgericht können außer den in § 138 Abs. 1 

der Strafprozeßordnung genannten Personen auch Steuerberater oder 

Steuerbevollmächtigte gewählt werden. 

(2) § 140 Abs. 1 Nr. 1 bis 3, 6 und 7 der Strafprozeßordnung ist auf die 

Verteidigung im berufsgerichtlichen Verfahren nicht anzuwenden. 

§ 107 StBerG 

(1) Zu Verteidigern im berufsgerichtlichen Verfahren vor dem Landge-

richt und vor dem Oberlandesgericht können außer den in § 138 Abs. 1 

der Strafprozeßordnung genannten Personen auch Steuerberater oder 

Steuerbevollmächtigte gewählt werden. 

(2) § 140 Abs. 1 Nr. 1 bis 3, 6, 7 und 9 der Strafprozeßordnung ist auf 

die Verteidigung im berufsgerichtlichen Verfahren nicht anzuwenden. 

§ 82a WiPrO 

(1) Zu Verteidigern im berufsgerichtlichen Verfahren vor dem Landge-

richt und vor dem Oberlandesgericht können außer den in § 138 Abs. 1 

§ 82a WiPrO 

(1) Zu Verteidigern im berufsgerichtlichen Verfahren vor dem Landge-

richt und vor dem Oberlandesgericht können außer den in § 138 Abs. 1 
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der Strafprozeßordnung genannten Personen auch Wirtschaftsprüfer 

gewählt werden. 

(2) § 140 Abs. 1 Nr. 1 bis 3, 6 und 7 der Strafprozeßordnung ist auf die 

Verteidigung im berufsgerichtlichen Verfahren nicht anzuwenden. 

 

der Strafprozeßordnung genannten Personen auch Wirtschaftsprüfer 

gewählt werden. 

(2) § 140 Abs. 1 Nr. 1 bis 3, 6, 7 und 9 der Strafprozeßordnung ist auf 

die Verteidigung im berufsgerichtlichen Verfahren nicht anzuwenden. 

 


